
Bebauungsplan 06.10.00 Falkenstraße / Brückenweg 
Teil B – Textliche Festsetzungen 
 
I. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 
 
1. Art der baulichen Nutzung 
 
1.1 Im Allgemeinen Wohngebiet sind Gartenbaubetriebe und Tankstellen nicht zulässig. 
 
1.2 Im Allgemeinen Wohngebiet sind Anlagen für sportliche Zwecke sowie Räume für freie 

Berufe nur ausnahmsweise zulässig. 
 
2. Maß der baulichen Nutzung 
 
2.1 Im Allgemeinen Wohngebiet ist eine Überschreitung der festgesetzten Grundflächen-

zahl  (GRZ)  von 0,6 durch Balkone und zur Hauptanlage zu rechnende Terrassen bis 
zu einer GRZ von 0,7  zulässig.  

 
2.2 Im Allgemeinen Wohngebiet ist das Überschreiten der festgesetzten GRZ von 0,6 für 

Tiefgaragen mit ihren Zufahrten bis zu einer GRZ von 0,9 zulässig. 
 
2.3 Im Allgemeinen Wohngebiet dürfen die festgesetzten Gebäudehöhen durch Aufzugs-

überfahrten um bis zu 1 m und durch Schornsteine um bis zu 1,5 m überschritten wer-
den.  Aufzugsüberfahrten und Schornsteine müssen mindestens 1 m von der äußeren 
Gebäudefassade eingerückt angeordnet werden. 

 
3. Vom Bauordnungsrecht abweichende Maße der Tiefe der Abstandsflächen 
 
3.1 Eine Unterschreitung der nach Landesbauordnung erforderlichen Abstandsflächen ist 

bis auf 0,35 H  zulässig.  
 
3.2 Für Außenwände von Gebäuden, die der öffentlichen Straßenverkehrsfläche mit be-

sonderer Zweckbestimmung „Zufahrt für Müllfahrzeuge“ zugewandt sind, ist eine Un-
terschreitung der nach Landesbauordnung erforderlichen Abstandsflächen bis auf 0,23 
H zulässig.  

 
4. Überbaubare Grundstücksfläche 
 
4.1 Im Allgemeinen Wohngebiet sind Überschreitungen der Baugrenzen durch Balkone, 

Loggien und Erker auf je einem Drittel der Fassadenlänge bis zu einer Tiefe von 1,5 m, 
durch zum Hauptgebäude zugehörige Terrassen bis zu einer Tiefe von zu 3 m und 
durch Vordächer bis zu einer Tiefe von 1,5 m zulässig.  

 
5. Mit Geh- bzw. Fahrrechten zu belastende Flächen 
 
5.1 Die mit Gehrechten festgesetzten Flächen sind mit Gehrechten zugunsten der Allge-

meinheit zu belasten.  
 
5.2 Die mit Fahrrechten festgesetzten Flächen sind mit Fahrrechten zugunsten Lübeck Port 



Authority zu belasten. Das festgesetzte Fahrrecht umfasst die Befugnis der Lübeck Port 
Authority, die Flächen für hafen- und wasserwirtschaftliche Zwecke zu befahren. 

 
6. Maßnahmen zum Hochwasserschutz 
 
6.1 Bei Wohnungen und sonstigen  Aufenthaltsräumen muss die Oberkante des Fertigfuß-

bodens (OKFF) mindestens 3,50 m über Normalhöhennull (ü NHN) betragen. 
 
7. Stellplätze und Garagen 
 
7.1 Im Allgemeinen Wohngebiet sind oberirdische Stellplätze unzulässig.  
 
7.2 Tiefgaragen sowie in Untergeschossen befindliche Abstellräume, Technikräume und 

Versorgungsräume sind innerhalb der Flächen für Gemeinschaftstiefgaragen auch au-
ßerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. Außerhalb der überbaubaren 
Grundstücksflächen darf die Deckenoberkante der Tiefgarage maximal bis zu 3,90 m ü 
NHN betragen. Aufschüttungen auf den Tiefgaragendecken sind bis zu einer Höhe von 
maximal 4,90 m ü NHN zulässig. 

 
8. Bauliche Vorkehrungen zum Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkungen  
 
8.1 Sofern eine Wohnung keinen Außenwohnbereich mit einem Außenlärmpegel von ma-

ximal 59 dB(A) tags aufweist, ist für einen Außenwohnbereich dieser Wohnung durch 
bauliche Schallschutzmaßnahmen wie z.B. verglaste Vorbauten mit teilgeöffneten Bau-
teilen sicherzustellen, dass durch diese baulichen Maßnahmen insgesamt eine Schall-
pegelminderung erreicht wird, die es ermöglicht, dass in einem der Wohnung zugehö-
rigen Außenwohnbereich ein Tagpegel von maximal 59 dB(A) erreicht wird. 

 
8.2 Bei Aufenthaltsräumen innerhalb der Lärmpegelbereiche III und IV sind die Außenbau-

teile  an den betroffenen Fassaden gemäß Lärmpegelbereich III – IV der DIN 4109 zu 
schützen (z.B. Lärmschutz durch Schallschutzfenster, durch schallschützende Außentü-
ren, Außenwände, Dachflächen etc.). Für Schlafräume und Kinderzimmer sind zudem 
schallgedämmte Lüftungsanlagen vorzusehen.  

 
9. Anpflanzung von Bäumen und Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 
 
9.1 In den allgemeinen Wohngebieten sind Dachflächen des jeweils obersten Geschosses 

von Wohngebäuden mit einem mindestens 8 cm starken durchwurzelbaren Sub-
strataufbau zu versehen und extensiv zu begrünen. Von einer Dachbegrünung kann in 
den Bereichen abgesehen werden, die der Belichtung, Be- und Entlüftung oder der Auf-
nahme technischer Anlagen dienen. 

 
9.2 Tiefgaragen sind mit einem mindestens 30 cm starken, durchwurzelbaren Sub-

strataufbau zu versehen und extensiv zu begrünen. Im Bereich zu pflanzender Bäume 
muss der Substrataufbau mindestens 1,0 m betragen. Von der Begrünung ausgenom-
men sind erforderliche Flächen für Wege, Terrassen, Freitreppen und Kinderspielflä-
chen. 

 
9.3 Im Allgemeinen Wohngebiet sind je 400 qm nicht überbaubarer Grundstücksfläche ein 



standortgerechter Laubbaum zu pflanzen. Großkronige Bäume müssen einen Stamm-
umfang von mindestens 18 cm, kleinkronige Bäume einen Stammumfang von mindes-
tens 14 cm in 1 m Höhe über dem Erdboden gemessen, aufweisen. 

 
10. Gestalterische Festsetzungen 
 
10.1 Solaranlagen können auf allen Dachflächen (Hauptgebäude und Nebenanlagen) nur 

ausnahmsweise zugelassen werden, sofern sie flach auf der Dachfläche aufliegen und 
sich in Struktur und Farbe in die Dacheindeckung einfügen. 

 
10.2 Die Außenfassaden der Wohngebäude sind überwiegend in Ziegel auszuführen. 
 
11. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft 
 
11.1 Private Außenleuchten sind nur in Form von monochromatisch abstrahlenden Leuch-

ten und mit einem geschlossenen Glaskörper zulässig.  Außenleuchten dürfen nicht in 
Richtung Kanal-Trave ausgerichtet werden.  

 
 
II. HINWEISE 
 
a) Die DIN 4109 kann bei der Hansestadt Lübeck im Bereich Stadtplanung und Bauord-

nung,  gegenwärtig Mühlendamm 12, 23539 Lübeck, während der Öffnungszeiten 
eingesehen werden. 

 
b) Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes können archäologisch bedeutsame Funde 

nicht  ausgeschlossen werden. Es wird auf die allgemeine Meldungs- und Dokumenta-
tionspflicht nach § 15 Denkmalschutzgesetz hingewiesen. Die zuständige Untere 
Denkmalschutzbehörde ist rechtzeitig (spätestens 4 Wochen vor Baubeginn) zu infor-
mieren.  

 
c) Fäll- und Rodungsarbeiten dürfen gemäß § 39 Abs. 5 Nr. 2 Bundesnaturschutzgesetz 

nur in der Zeit zwischen 1. Oktober und 28./29. Februar durchgeführt werden; Bäume 
mit einem Stammdurchmesser von 20 cm und mehr dürfen dabei erst ab dem 1. De-
zember gefällt werden.  

 
d) Abrissarbeiten an Gebäuden dürfen nur in der Zeit zwischen 1. Dezember und 28./29. 

Februar durchgeführt werden. Die rückzubauenden Gebäude, insbesondere die Dach-
böden, sind dabei im  Vorfeld einer Begehung durch ausgewiesenes Fachpersonal zu 
unterziehen, um eventuelle  Quartiersnutzungen von Fledermäusen auszuschließen. 
Abweichungen hiervon können nur durch die untere Naturschutzbehörde zugelassen 
werden.  

 
e) Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes können Bodenverunreinigungen nicht  aus-

geschlossen werden. Vor Beginn von Bauarbeiten sind daher u.U. Bodenuntersuchun-
gen durchzuführen; die zuständige Untere Bodenschutzbehörde ist frühzeitig zu in-
formieren. Bodeneingriffe sind gutachterlich zu begleiten und zu dokumentieren, um 
eine abfallrechtlich ordnungsgemäße Entsorgung von verunreinigtem Aushub zu ge-
währleisten.  



 
f) Anlagen und ortsfeste Einrichtungen aller Art dürfen gemäß § 34 Abs. (4)  Bundeswas-

serstraßengesetz (WaStrG) weder durch ihre Ausgestaltung noch durch ihren  Betrieb 
zu Verwechslungen mit Schifffahrtszeichen Anlass geben, deren Wirkung beeinträchti-
gen, deren Betrieb behindern oder die Schiffsführer durch Blendwirkungen, Spiegelun-
gen oder anders irreführen oder behindern. Wirtschaftswerbung in Verbindung mit 
Schifffahrtszeichen ist unzulässig. 

 
g) Von der Wasserstraße aus sollen weder rote, gelbe, grüne, blaue noch mit Natrium-

dampf- Niederdrucklampen direkt oder indirekt beleuchtete Flächen sichtbar sein. An-
träge zur Errichtung  von Leuchtreklamen sind dem Wasser- und Schifffahrtsamt 
Lübeck zur fachlichen Stellungnahme vorzulegen. 

 
h) Durch geeignete Minimierungsmaßnahmen während der Bauphase ist zu gewährleis-

ten, dass die  zu erhaltenden Bäume durch geeignete Maßnahmen (z. B. Stamm-
schutz, Fahrschutz im Wurzelbereich, Einschränkung des Schwenkbereichs evtl. Kräne) 
vor Beeinträchtigungen geschützt werden.  

 
i) In den nicht durch Landesschutzdeiche geschützten signifikanten Hochwasserrisikoge-

bieten sollen  gemäß Generalplan Küstenschutz des Landes Schleswig-Holstein, Fort-
schreibung 2012 folgende Grundsätze eingehalten werden: 

• Verkehrs- und Fluchtwege auf mind. NHN + 3,00 m, 
• Räume mit Wohnnutzung auf mind. NHN + 3,50 m, 
• Räume mit gewerblicher Nutzung auf mind. NHN + 3,00 m, 
• Lagerung wassergefährdender Stoffe auf mind. NHN + 3,50 m. 
 
 
 
 
 
 


